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Im Osten viel Neues: NATO-Kampfbri-
gaden fürs Baltikum 

6 Länder – 2 Wege – 1 Ziel: Vom Stolperdraht zum schweren Geschütz 

Andreas Geyer und Oliver Morwinsky 

Der erweiterte Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine im Februar 2022 bestimmt unverändert den 

Kurs der NATO. Während die Resonanz auf die vage formulierte ukrainische Beitrittsperspektive nach 

dem zurückliegenden Gipfel in Vilnius sehr unterschiedlich ausfiel, wird die Positionierung gegen über  

Russlands Aggression von einem breiten Konsens getragen. Sowohl die Maßnahmen, auf die sich die 

Bündnispartner im Abschluss-Communiqué verständigt haben, als auch die bilateralen Vereinbarungen 

der letzten Monate lassen keine Zweifel: Die NATO-Partner stehen füreinander ein. Nachfolgend finden 

Sie eine kurze Übersicht über die verschiedenen Ansätze und Ausprägungen der Partner und Host - 

Nations in den drei Baltischen Staaten. Zum Schutz der Baltischen Staaten verstärken Kanada, Großbri-

tannien und Deutschland derzeit ihre Truppenpräsenz an der Ostflanke. Die deutsche Ankündigung, eine 

dauerhafte Brigade in Litauen stationieren zu wollen, war nicht nur eine Überraschung, es ist auch ein 

gänzlich anderer Ansatz als der mancher Partner. In Anbetracht der damit verbundenen Herausforde-

rungen nicht ohne Grund. 

Zeitenwende: Keine Zweifel am deutschen En-

gagement 

Als Reaktion auf die russische Annexion der Krim 

und beginnenden Kampfhandlungen in der Ostuk-

raine 2014, sind seit 2017 Verbände der NATO in 

den drei Baltischen Staaten und Polen stationiert. 

Großbritannien, Kanada und Deutschland sind da-

bei als Rahmennationen der Mission „enhanced 

Forward Presence“ die hauptsächlichen Truppen-

steller in Estland, Lettland und Litauen. Infolge des 

erweiterten russischen Angriffskriegs gegen die 

Ukraine 2022 beschlossen die NATO-Partner 

auch die Präsenz in den Baltischen Ländern zu er-

höhen (s.a. Grafik im Anhang). Die Ansätze unter-

scheiden sich, das Ziel bleibt gleich: Sicherheit an 

der NATO-Ostflanke. 

Einordnung 

Die Erklärung, zukünftig 2 Prozent des nationalen 

Bruttoinlandsproduktes für Verteidigung ausge-

ben zu wollen, war kein Novum des jüngsten 

NATO-Gipfels in Vilnius. Als man sich für neue und 

schon länger der NATO angehörende Mitglieder 

erstmals auf diesen Richtwert einigte, hieß der 

deutsche Verteidigungsminister noch Peter 

Struck. Seit dieser Vereinbarung 2002 war der 

Streit darum ein Dauerthema im Bündnis. Neu ist  

hingegen, dass dieser Wert, der derzeit von nur 

wenigen Ländern im Bündnis erreicht wird, nun 

nicht mehr als Zielmarke, sondern Mindestwert 

betrachtet werden soll. „As a floor, not a ceiling“, 

wie es dazu oft heißt. In der Vergangenheit war es 

eben dieses nicht erreichte Zwei-Prozent-Ziel, das 

häufig Ausgangspunkt für Kritik am deutschen En-

gagement in der NATO war. Die im vergangenen 

Jahr verordnete Zeitenwende, das Sondervermö-

gen und die Entscheidung, einen bundespolitisch 

weniger profilierten, aber dafür meinungs- und 

durchsetzungsstarken Boris Pistorius als Verteidi-

gungsminister zu ernennen, sollten am Kurs und 

an der Entschlossenheit deutscher Außen- und Si-

cherheitspolitik keinen Zweifel mehr lassen. 

Litauen – Deutschland: Neue Antworten auf 

alte Fragen 

Und so war es Verteidigungsminister Pistorius, der 

im Juni die Auseinandersetzung der letzten Mo-

nate zwischen Gipfel-Gastgeber Litauen und der 
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deutschen Regierung vorerst beendete. Im Um-

feld des vorangegangenen NATO-Gipfels in Mad-

rid im Juni 2022 hatten Bundeskanzler Olaf Scholz 

und der litauische Präsident Gitanas Nausėda ver-

einbart, die eFP-Battlegroup in Litauen zu verstär-

ken, um der konkreter gewordenen russischen 

Bedrohung an der NATO-Ostflanke Rechnung zu 

tragen. Bereits seit 2017 stellt Deutschland als 

Führungsnation („Framework Nation“) der NATO -

Mission „enhanced Forward Presence“ (eFP) in Li-

tauen Truppen für eine multinationale Battleg-

roup. Die Zahl der NATO-Soldatinnen und Solda-

ten in Litauen war nach dem 24. Februar 2022 auf 

1.600 aufgestockt worden. Davon rund die Hälfte 

aus Deutschland. Auch in den anderen Baltischen 

Staaten und in Polen erhöhten sich die Truppen-

kontingente. Der „Stolperdraht der NATO“, wie die 

Mission häufig bezeichnet wird, wurde dadurch 

erheblich robuster. 

Eine bilaterale Vereinbarung zwischen Deutsch-

land und der „Host-Nation“ Litauen im Juni 2022 

sah vor, diese Kräfte – je nach Lesart – dauerhaft 

auf Brigadestärke, rund 4.000 Personen, aufzusto-

cken oder Maßnahmen zu ergreifen, um diese je-

derzeit aufstocken zu können. Im Zuge der Kon-

kretisierung dieser Pläne kam es zu Spannungen 

zwischen Vilnius und Berlin. Die Litauer wollten die 

Brigade als tragendes Element ihrer Sicherheitsar-

chitektur gerne dauerhaft in voller Stärke im Land 

haben, auf deutscher Seite hingegen sah man die 

dauerhafte Stationierung des Brigadestabs mit  

bedarfsweise aufstockenden deutschen Kräften 

binnen 10 Tagen als geeigneter an. 

Der Wunsch der Litauer wurde mit Blick auf die 

NATO-Russland-Grundakte (1997) in Berlin lange 

Zeit abgelehnt. Der Vertrag sieht vor, keine sub-

stanziellen Kampftruppen – und als solche zählen 

Kräfte in Brigadestärke – dauerhaft auf ehemals 

sowjetisch kontrolliertem Gebiet zu stationieren. 

Eine Vorgabe, die bisher so strikt eingehalten 

wurde, dass die deutschen Streitkräfte mit einem 

nicht unerheblichen logistischen Aufwand nicht 

nur Personal, sondern auch Großgerät alle sechs 

Monate in und aus dem Land rotieren müssen. 

Das Grundlagendokument der Ost-West-Bezie-

hung sah jedoch auch keinen völkerrechtswidri-

gen Angriffskrieg und nukleare Drohgebärden von 

russischer Seite vor, was dazu führte, dass sich un-

ter anderem Polen und die Baltischen Staaten 

nicht mehr an diese Vorgaben gebunden fühlen. 

Am 26. Juni 2023, ein gutes Jahr später, über-

raschte viele auch deshalb die Ankündigung des 

deutschen Verteidigungsministers, dass Deutsch-

land nun eine dauerhafte Brigade mit 4.000 Solda-

tinnen und Soldaten im Partnerland Litauen stati-

onieren möchte. Robust und gefechtsbereit, zur 

Abschreckung und Verteidigung gegen russische 

Aggression solle diese Brigade sein.  

Ein Vorhaben, das die Bundesregierung nicht zu-

letzt beim Personal vor eine große – vielleicht die 

größte – Herausforderung stellen wird. Insgesamt 

soll die Bundeswehr bis 2031 auf 203.000 Solda-

tinnen und Soldaten anwachsen. Die Personal-

stärke war in diesem Juni jedoch das erste Mal seit 

Juni 2019 wieder unter die Marke von 181.000 ge-

sunken. Orientiert man sich nun am gegebenen 

Bedrohungsszenario, wird der Kern der Brigade 

aus mechanisierten und infanteristischen Verbän-

den bestehen. Kräfte, deren wesentliches Hand-

werk insbesondere in den sozialdemokratischen 

Reihen als anachronistisch betrachtet wurde und 

wird. Es sind eben diese Kampftruppen, die seit 

dem vergangenen Jahr die Hauptlast der höchst-

notwendigen Ausbildung für die Ukrainer auf 

westlichem Kriegsgerät tragen. Eine weiter zuneh-

mende Auftragsdichte bei abnehmenden Perso-

nalzahlen wird den Dienst in den Streitkräften am 

Ende nicht attraktiver machen. 

Sollte sich das geeignete Personal freiwillig und in 

ausreichender Zahl für die dauerhafte Brigade ak-

quirieren lassen, stellt sich nicht nur die Frage, wie 

die freiwerdenden Dienstposten im Heimatland 

nachbesetzt werden, ohne die Erfüllung der beste-

henden Aufträge zu gefährden. Auch das Material  

und die Ausrüstung einer Brigade, wie Kampf- 

oder Schützenpanzer, Nachtsichtgeräte und 

Schutzausstattungen werden in Litauen vorgehal-

ten werden müssen, um nicht nur dauerhaft prä-

sent, sondern auch dauerhaft einsatzbereit zu 

sein. In einem gemeinsamen Tagesbefehl nennen 

Verteidigungsminister Boris Pistorius und der Ge-

neralinspekteur der Bundeswehr, General Carsten 

Breuer das gesteckte Ziel berechtigterweise ambi-

tioniert. Aber es sei vor allem gelebte Zeiten-

wende. 

Lettland – Kanada: Hilfe zur Selbsthilfe 

Welche Rahmenbedingungen für die Stationierung 

einer Kampfbrigade mit 4.000 Soldatinnen und Sol-

daten geschaffen werden müssen, zeigt sich im Nach-

barland Lettland. Kanada, als Rahmennation der eFP-

Mission seit 2017 vor Ort, kündigte ebenfalls auf dem 

vorletzten NATO-Gipfel in Spanien an, den Aufwuchs 

einer Brigade in und mit Lettland zu planen. In den 

Monaten bis zum diesjährigen Zusammentreffen der 
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Partner präzisierte eine gemeinsame Arbeitsgruppe 

diese Pläne, sodass die Verteidigungsministerinnen 

beider Länder am Tag vor dem Gipfel in Vilnius eine 

„Roadmap“ vorstellten, die eine Vorstellung für die 

Größenordnung der deutsch-litauischen Bestrebun-

gen liefert. 

In der Vorbereitungsphase, der ersten von drei Pha-

sen, ordneten die Kanadier die Landstreitkräfte ihrer 

„NATO Response Force“ formal Lettland zu. Bereits 

im Januar wurden Elemente eines Brigadestabs ver-

legt, um die Integration des gesamten Brigadestabs 

und der zu verlegenden Hauptkräfte in der Multinati-

onalen Division vorzubereiten. Um gegen Ende der 

folgenden Aufbauphase im Herbst 2024 erstmalig 

eine Übung in Brigadestärke durchführen zu können, 

braucht es Infrastruktur, die durch die lettischen Part-

ner gestellt wird. Ein entscheidendes Projekt ist die 

Einrichtung des Truppenübungsplatzes „Selonia“, der 

mit 25.000 Hektar Übungsraum zu den größten in Eu-

ropa zählen wird und Unterkünfte in ausreichender 

Anzahl bereithalten soll. Für den ersten Bauabschnitt 

plant Lettland bereits mit 38 Millionen Euro. 

Die Bereitstellung von Personal in Brigadestärke liegt 

für die Kanadier zumindest langfristig auch in letti-

scher Hand. Der Fahrplan des gemeinsamen Vorha-

bens unterstreicht an mehreren Stellen die Rolle der 

kürzlich eingeführten Wehrpflicht in dem Land, um 

einen stetigen Personalzugang von Seiten des Statio-

nierungslandes zu gewährleisten. Die in der dritten 

Phase – „Steady State Phase“ genannt – dauerhafte 

kanadische Truppenstärke wird mit 2.200 Soldaten 

angegeben, zusätzlich der Bereitschaft hunderte 

mehr zu verlegen, wenn es benötigt werde. 

Dauerhafte Stationierung: Familienzuzug stellt 

hohe Anforderungen 

Diese Zahl liegt nicht nur weit unter dem, was man 

auf deutscher Seite nun verkündet hat, das aktu-

elle kanadisch-lettische Dokument enthält dar-

über hinaus auch keinerlei Informationen über 

den etwaigen Familienzuzug der kanadischen Sol-

datinnen und Soldaten. Ein solcher ist aber Teil  

und Bedingung der deutschen Ankündigung und 

stellt weit größere Anforderungen an die Infra-

struktur im Gastland. Zum einen kann sich die 

Zahl von 4.000 Stationierten in signifikantem 

Maße erhöhen, zum anderen wird auch die Art der 

Unterbringung nicht der entsprechen können, die 

der üblichen Unterbringung von Soldaten in Ein-

satzländern entspricht. Schulen, Betreuungs-,  

Sport-, Kultur- und medizinische Versorgungsein-

richtungen müssen bereitstehen, um Soldatinnen 

und Soldaten dazu zu bringen, sich mit ihren An-

gehörigen freiwillig für einige Jahre ins Ausland 

versetzen zu lassen, anstatt nur für wenige Mo-

nate in den Einsatz zu gehen. 

Estland – Großbritannien: „Wir haben ent-

schieden, die Dinge anders zu machen“ 

Auch in Estland stieg die Unsicherheit ob des rus-

sischen Angriffskrieges gegen die Ukraine im ver-

gangenen Jahr. Schon vor dem Überfall Ende Feb-

ruar 2022 verstärkten die Briten als Führungsna-

tion der multinationalen eFP-Battlegroup ihre Prä-

senz im kleinsten der drei Baltischen Staaten. Mit 

der Verlegung einer zusätzlichen Battlegroup in 

Bataillonsstärke verdoppelten die Briten die Zahl  

ihrer Kräfte vor Ort auf mehr als 1.600. Beratun-

gen zwischen dem Vereinigten Königreich und Est-

land hinsichtlich der zukünftigen Truppenpräsenz 

führten im zweiten Halbjahr 2022 jedoch zu einem 

gänzlich anderen Ansatz als dem der „Host- und 

Framework Nations“ Lettland und Kanada bzw. Li-

tauen und Deutschland. Es wurde beschlossen,  

die Stationierung des zusätzlichen britischen Ver-

bands nicht über die nächste Rotation hinaus zu 

verlängern, sondern eine eigenständige britische 

Brigade in hoher Einsatzbereitschaft im Heimat-

land bereitzuhalten. Um eine schnelle Integration 

der Kräfte jederzeit gewährleisten zu können, sei  

die Kommandostruktur im britischen eFP-Haupt-

quartier in Estland bereits auf Brigadeniveau an-

gehoben worden. 

Auf estnischer Seite scheint man mit dieser ge-

meinsamen Entscheidung in Politik und Militär gut 

leben zu können. Die amtierende Ministerpräsi-

dentin Kaja Kallas sagte gegenüber dem öffentli-

chen estnischen Rundfunk, es sei kein Problem, 

dass die britischen Truppen nicht dauerhaft im 

Land seien, wie man es in Litauen und Lettland 

plane. Dass auch die nicht dauerhafte Stationie-

rung nicht ohne infrastrukturellen und damit fi-

nanziellen Aufwand der „Host-Nations“ aus-

kommt, zeigt das Projekt zur Errichtung von zwei 

sog. „Reception areas“. Diese sollen als Bereitstel-

lungsraum für 1.600 zusätzliche Soldaten der Alli-

ierten, Unterkünfte und Versorgungseinrichtun-

gen auf dem Weg in den Übungs- und im Ernstfall 

Einsatzraum bieten. Bereits die Fördersumme 

durch die NATO beträgt hierfür 40 Mio. Euro. Mar-

tin Herem, Befehlshaber der estnischen Verteidi-

gungsstreitkräfte, sagte, man habe entschieden,  

die Dinge anders zu machen. Manche Länder 
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seien bereit, hunderte Millionen Euro in Infra-

struktur zu investieren, um alliierte Truppen im 

Land zu behalten, während andere Länder bereit 

seien, Tausende ihrer Soldaten und deren Fami-

lien in ein fremdes Land zu schicken. Sie – die Es-

ten und Briten – werden dieses Geld in militärische 

Fähigkeiten investieren und die schnelle Verle-

gung der Brigade nach Estland trainieren. 

Eckpunkte unklar: Planung bis Ende 2023  

Die letzten Äußerungen auf litauischer und deut-

scher Seite lassen vermuten, dass wichtige Eck-

punkte der dauerhaften deutschen Brigade in Li-

tauen noch zur Diskussion stehen. Der Generalin-

spekteur der Bundeswehr, General Carsten 

Breuer, hat zu der Frage, wie seine Soldaten davon 

überzeugt werden sollen, für mehrere Jahre einen 

Dienstposten in Litauen zu besetzen, eine klare 

Vorstellung. Man müsse Bedingungen schaffen,  

die so gut seien, dass sich die Soldatinnen und Sol-

daten gegen Ende der Verwendung fragen wür-

den, warum sie eigentlich wieder zurück nach 

Deutschland gehen sollten. Die jährlichen Kosten 

hierfür sollen sich laut ersten Prognosen auf ca. 

190 Mio. Euro belaufen. 

Der litauische Verteidigungsminister Arvydas 

Anušauskas sagte auch mit Blick auf den Familien-

zuzug, man müsse abwarten und sehen, was pas-

siert. Aber wenn derartiges gebraucht werden 

würde, denke er, dass Litauen sicherlich in der 

Lage sei, das zu leisten. Die Ministerien beider Län-

der kündigten an, bis zum vierten Quartal 2023 ge-

meinsam einen detaillierteren Plan mit konkreten 

Maßnahmen, ähnlich den „Roadmaps“ der Part-

ner, erarbeiten zu wollen. 

Fazit 

Erst am Ende wird sich zeigen, welche jeweiligen 

Kosten und Herausforderungen die drei unter-

schiedlichen Ansätze der Baltischen Länder und 

ihrer Partner nach sich ziehen. In keinem Fall wer-

den sie gering sein, aber in jedem Fall eine gute 

Investition in die europäische Sicherheit darstel-

len. Es ist der deutschen Seite zu wünschen, dass 

das Brigade-Projekt trotz der unverändert ange-

spannten Haushaltslage im Verteidigungsministe-

rium und der zähen Umsetzung der Zeitenwende 

durch die Bundesregierung auf die Strecke ge-

bracht werden kann.  

Wie eng und schnell man dieses Wendemanöver  

in der Regierung bereit ist zu fahren, warf dabei  

zuletzt Fragen auf. Das Sondervermögen von 100 

Milliarden Euro – mit einer Grundgesetzänderung 

ursprünglich auf den Weg gebracht, um zusätzlich 

zu einem höheren Wehretat die bestehenden De-

fizite in den Streitkräften zu beseitigen – dient nun 

als Schemel, um das seit Jahren verfehlte Zwei-

Prozent-Ziel zu erreichen. Doch auch das Sonder-

vermögen kann nur zeitlich begrenzt dazu beitra-

gen, den eigenen Verpflichtungen nachzukom-

men. In der kürzlich veröffentlichten ersten natio-

nalen Sicherheitsstrategie der Bundesrepublik 

Deutschland verschrieb man sich dem Ziel, diese 

Marke lediglich im mehrjährigen Durchschnitt „zu 

den NATO-Fähigkeitszielen“ erreichen zu wollen. 

Auch das genaue Ziel der Investitionen ist noch 

nicht genau definiert: Fließen diese hauptsächlich 

in die Truppe oder auch in andere Bereiche, wie 

humanitäre Hilfe oder Entwicklungszusammenar -

beit?  

Im jüngst verabschiedeten Haushaltsfinanzie-

rungsgesetz sollte das in Vilnius erneut bekräftigte 

Bekenntnis zum Zwei-Prozent-Ziel auch gesetzlich 

verankert werden. Auf Drängen des Auswärtigen 

Amtes soll die jährliche Quote vor der Verabschie-

dung im Kabinett aus dem Entwurf gestrichen  

worden sein. Nach einem Entschluss, eine einsatz-

bereite und verteidigungsfähige Bundeswehr und 

damit auch das Brigade-Vorhaben nachhaltig fi-

nanzieren zu wollen, klingt das nicht. 

Eine gelungene Umsetzung wäre ein starkes Zei-

chen, dass die neu entdeckte sicherheitspolitische 

Schaffenskraft und Verantwortungsbereitschaft 

gegenüber den Partnern, aber insbesondere ge-

genüber den strategischen Gegenspielern, allen 

voran Russland, unterstreicht. Nicht nur in diesem 

Hinblick wäre ein Scheitern fatal. Die US-Wahlen 

im Herbst 2024 werden zeigen, wie gut man im 

transatlantischen Bündnis seit dem letzten Jahr 

zusammengewachsen ist. Ein derzeit möglicher  

republikanischer Präsidentschaftskandidat Trump 

könnte sich mit dem Scheitern Deutschlands in 

den Thesen seiner ersten Amtszeit bestätigt füh-

len. Der über die letzten Jahre stetig gespannte 

Stolperdraht an der NATO-Ostflanke würde damit 

zum eigenen Fallstrick. Allerdings kann die insge-

samt verstärkte Präsenz in den Baltischen Staaten 



 

 

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 

Länderbericht Estland August 2023 5
 5 

auch als Chance zur Neufokussierung und Klar-

stellung der eigenen Stärke gedeutet werden: 

Vom Stolperdraht zum schweren Geschütz. 

 Anhang  
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